
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

GVG § 13; VwGO § 40; BGB § 781; ZPO §§ 767, 794 Abs. 1 
Ziff. 5; VwVfG § 56

Streitigkeiten über die Rückzahlung staatlicher Ausbil- 
dungsbeihilfen gehören auch dann nicht vor die ordentli­
chen Gerichte, sondern in den Verwaltungsrechtsweg, wenn 
der Empfänger seine Rückzahlungspflicht in notarieller Ur­
kunde anerkannt hat. Dies gilt nicht nur für die Verfol­
gung des anerkannten Anspruchs, sondern auch dann, wenn 
der Empfänger sich gegen seine Inanspruchnahme wendet (im 
Anschluß an BGHZ 102, 343).
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
die Richter Dr. Engelhardt, Dr. Werp, Dr. Deppert, Streck 
und Schlick 
am 28. April 1994

beschlossen:

Die weitere Beschwerde des Klägers gegen 
den Beschluß des 22. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Köln vom 6. Oktober 
1992 - 22 W 25/92 - wird zurückgewiesen.

Der Kläger hat die Kosten des Beschwerde­
verfahrens zu tragen.

Streitwert: 16.750 DM

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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G r ü n d e

I.

Die Parteien streiten darüber, ob der aus Uganda stam­
mende Kläger nach dem Erwerb der deutschen Staatsangehörig­
keit verpflichtet ist, erhaltene Ausbildungsbeihilfen zu­
rückzuzahlen. Der Kläger hat in vollstreckbarer notarieller 
Urkunde anerkannt, der beklagten Bundesrepublik Deutschland 
16.750 DM zu schulden, fällig am Tage seiner Einbürgerung 
und von da an verzinslich.

Im vorliegenden Rechtsstreit hat der Kläger beantragt, 
die Zwangsvollstreckung aus der notariellen Urkunde für un­
zulässig zu erklären.

Die Beklagte hat die Unzulässigkeit des ordentlichen 
Rechtswegs geltend gemacht und ist der Klage auch in sach­
licher Hinsicht entgegengetreten.

Das Landgericht hat den zu ihm beschrittenen Rechtsweg 
durch Beschluß für unzulässig erklärt und den Rechtsstreit 
zugleich an das Verwaltungsgericht verwiesen. Die dagegen 
eingelegte sofortige Beschwerde des Klägers hat das Ober­
landesgericht zurückgewiesen.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die - vom Oberlan­
desgericht zugelassene - weitere Beschwerde des Klägers.
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II.

Die weitere Beschwerde ist zulässig.

Sie ist nach § 17 a GVG, §§ 568, 569, 577 ZPO statt­
haft sowie form- und fristgerecht eingelegt. Das Erforder­
nis eines neuen selbständigen Beschwerdegrunds (§ 568 
Abs. 2 Satz 2 ZPO) gilt nicht (vgl. BGHZ 120, 198, 200;
BGH Beschluß vom 12. Oktober 1993 - XI ZB 14/93 = WM 1993, 
2078).

III.

Die weitere Beschwerde ist nicht begründet.

Das Landgericht und das Oberlandesgericht haben den 
Rechtsweg zu den Zivilgerichten mit Recht für unzulässig 
erklärt. Für die Klage ist nicht der Rechtsweg zu den or­
dentlichen Gerichten (§ 13 GVG), sondern der Verwaltungs­
rechtsweg gegeben (§ 40 VwGO).

1. Nach § 13 GVG gehören vor die ordentlichen Gerichte, 
soweit hier von Interesse, alle bürgerlichen Rechtsstrei­
tigkeiten, für die nicht entweder die Zuständigkeit von 
Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet ist 
oder aufgrund von Vorschriften des Bundesrechts besondere 
Gerichte bestellt oder zugelassen sind. Der Verwaltungs­
rechtsweg ist nach § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO in allen öffent-
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lich-rechtlichen Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher 
Art gegeben, soweit die Streitigkeiten nicht durch Bundes­
gesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zugewiesen sind.

Die Beantwortung der Frage, ob eine Streitigkeit dem 
bürgerlichen Recht oder dem öffentlichen Recht zuzuordnen 
ist, richtet sich, wenn - wie hier - eine ausdrückliche 
Rechtswegzuweisung des Gesetzgebers fehlt, nach der Rechts­
natur des Rechtsverhältnisses, aus dem der Klageanspruch 
hergeleitet wird. Maßgeblich ist dabei, durch welche 
Rechtssätze der Sachverhalt entscheidend geprägt wird und 
welche Rechtssätze für die Beurteilung des Klagebegehrens 
heranzuziehen sind. Ob ein Rechtsgeschäft, das - wie hier 
das notarielle Schuldanerkenntnis vom 29. Februar 1984 - 
die Grundlage oder den Gegenstand einer Klage bildet, dem 
bürgerlichen Recht oder dem öffentlichen Recht zuzurechnen 
ist (§ 13 GVG; § 40 VwGO), richtet sich nach dem Gegenstand 
und dem Zweck des Rechtsgeschäfts, d.h. es kommt darauf an, 
ob die von den Beteiligten getroffene Regelung einen vom 
bürgerlichen Recht oder vom öffentlichen Recht geordneten 
Sachbereich betrifft (st.Rspr.; vgl. Senatsurteil BGHZ 102, 
343, 347 m.w.N.). Diese Abgrenzung von der Sache her bedeu­
tet für den Rechtsweg, daß regelmäßig die Gerichte anzuru­
fen sind und zu entscheiden haben, die durch besondere 
Sachkunde und Sachnähe zur Entscheidung über den in Frage 
stehenden Anspruch berufen sind; diesem Gesichtspunkt kommt 
heute bei der Abgrenzung der Rechtswege besondere Bedeutung 
zu (vgl. Senat aaO m.w.N.).
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2. Im Streitfall ist das Rechtsverhältnis, das den Gegen­
stand der Klage bildet, nicht dem bürgerlichen Recht, son­
dern dem öffentlichen Recht zuzuordnen.

Die Vorinstanzen haben zutreffend darauf abgestellt, 
daß die Parteien über die Verpflichtung des Klägers strei­
ten, aufgrund des - anläßlich seiner Einbürgerung abgegebe­
nen - notariellen Schuldanerkenntnisses früher erhaltene 
staatliche Ausbildungsbeihilfen zurückzuzahlen. Der Kläger 
macht insoweit geltend, die Beklagte verstoße mit der Rück­
forderung gegen das im öffentlichen Recht geltende sog. 
Koppelungsverbot (vgl. § 56 VwVfG). Das streitige notariel­
le Schuldanerkenntnis wurde im Zusammenhang mit der Einbür­
gerung des Klägers abgegeben. Dieser Zweck des Rechtsge­
schäfts war beiden Parteien bewußt. Er kommt auch in der 
Urkunde selbst zum Ausdruck, in der die Fälligkeit der Zah­
lungsverpflichtung an den Tag der Einbürgerung geknüpft 
ist.

Gegenstand und Zweck des Anerkenntnisses sind damit 
nicht bürgerlich-rechtlich, sondern öffentlich-rechtlich 
geprägt. Denn sie betreffen nicht einen vom bürgerlichen, 
sondern vom öffentlichen Recht geordneten Sachbereich. Dar­
an ändert der Umstand nichts, daß der Kläger sein Rückzah­
lungsversprechen gegenüber der Beklagten in Form eines 
vollstreckbaren notariellen Schuldanerkenntnisses abgegeben 
hat. Dadurch ist keine neue - privatrechtliche - Verpflich­
tung des Klägers begründet worden. Das Anerkenntnis diente 
vielmehr der Festlegung und Konkretisierung des von der Be­
klagten im Zusammenhang mit der bevorstehenden Einbürgerung 
des Klägers geltend gemachten öffentlich-rechtlichen An-
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spruchs auf Rückforderung der dem Kläger während seines 
Studiums in Deutschland gezahlten Ausbildungsbeihilfen.

Der Senat hat - für das Schuldanerkenntnis eines Beam­
ten gegenüber dem Dienstherrn, der zuviel gezahlte Dienst­
bezüge zurückfordert - bereits ausgesprochen, daß Ansprüche 
aus einem Schuldanerkennntnis nicht vor dem ordentlichen 
Gericht, sondern im Verwaltungsrechtsweg zu verfolgen sind, 
wenn das Schuldanerkenntnis an die Stelle einer sonst mög­
lichen Regelung durch Verwaltungsakt getreten ist (vgl. Se­
natsurteil BGHZ 102, 343). Die Grundsätze dieser Entschei­
dung sind auch im Streitfall anzuwenden. Es gilt nicht des­
halb etwas anderes, weil es sich nicht um eine Zahlungskla­
ge aufgrund des Schuldanerkenntnisses handelt, sondern um 
eine Klage des Schuldners zur Abwehr der Vollstreckung des 
anerkannten Anspruchs. Denn Gegenstand der Klage sind Ein­
wendungen, die den in der Urkunde fes.tgestellten -.mate­
riellrechtlichen - Anspruch selbst betreffen (vgl. § 767 
Abs. 1 ZPO). Dieser aber ist, wie ausgeführt, von Grundsät­
zen nicht des bürgerlichen, sondern des öffentlichen Rechts 
geprägt.
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IV.

Die weitere Beschwerde ist nach allem, mit der Kosten­
folge aus § 97 Abs. 1 ZPO, zurückzuweisen.

Engelhardt Werp Deppert
Streck Schlick
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